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Einleitung: Die afrikanischen Entwicklungsländer

Was macht ein politisch und wirtschaftlich rückständiges afrikanisches Entwicklungsland aus?

Was macht ein Land zu einem Entwicklungsland? 

Ist es die hohe Bevölkerungszahl? Die Beispiele China (1,3 Mrd.), Indien (1 Mrd.), Indonesien (215 Mill.) und Nigeria (130 Mill.) scheinen dafür zu sprechen, doch die USA mit 275 Mill. sind es nicht.

Es gibt keine einheitliche Definition dafür, wann ein Land als Entwicklungsland anzusehen ist. Die über​wiegende Mehrzahl dieser Staaten weist jedoch ge​meinsame Merkmale auf, die es - sicher nicht bei ver​einzeltem Auftreten, aber in ihrer Problembündelung - nahe legen, von einem Entwicklungsland zu sprechen. Die wichtigsten sind: 

· starkes Bevölkerungswachstum mit rapide zunehmender Verstädterung und den damit verbundenen Problemen, wie z.B. Wohnungsmangel, Beförderungsprobleme und hohe Umweltbelastung (fehlende Kanalisation); 
· niedrige Lebensqualität: ungenügende Versorgung mit Nahrungsmitteln, Trinkwasserprobleme, schlechter Gesundheitszustand und unzureichende medizinische Versorgung, dadurch eine hohe Mütter- und Kindersterblichkeitsrate (Weltweiter Mittelwert der Kindersterblichkeit im Jahre 2000 insgesamt: 81 pro 1.000 Geburten. Afrika nördlich der Sahara: 62 pro 1.000, südlich der Sahara: 172 pro 1.000 mit unterschiedlich starker Ausprägung in den einzelnen Staaten; in Angola z.B. stirbt jedes dritte Kind vor seinem 5. Lebensjahr an insbesondere Unterernährung, Masern, Malaria, Durchfall oder Atemwegserkrankungen!) und eine geringe Lebenserwartung, zu geringe Bildungsmöglichkeiten, hohe Analphabetenquote; 

· niedrige wirtschaftliche Leistung: hohe Arbeitslosigkeit, nied​riges Pro-Kopf-Einkommen und fehlende Massenkaufkraft, extrem ungleiche Einkommens- und Vermögensverteilung, hoher Beschäftigungsgrad im Agrarsektor und ein erst im Aufbau befindlicher Industriesektor, oft reiner Rohstofflieferant, Kapitalmangel für Investitionen, einseitige Abhängigkeit vom Weltmarkt aus verschiedenen Gründen (Monokultur, nur ein bedeutendes Exportgut), hohe Verschuldung aufgrund von Ölpreissteigerungen und Verfall der Exporterlöse für das eigene Hauptexportgut;
· fehlende Demokratie: Ein-Parteien-Regime in paternalistischen, antipluralistischen „Formal-Demokratien“ unter Missachtung der Menschenrechte, insbesondere von ethnischen Minderheiten, und  mit teilweise über​höhten Militärausgaben zu Lasten dringend notwendi​ger sozialer Investitionen. 

Dieses sind die Hauptmerkmale, zu denen landesspe​zifische andere Probleme hinzutreten können, wie z.B. die immer wiederkehrenden Heuschreckenplagen in den Ländern des Maghreb, die Überschwemmungskatastrophen in Bangladesch und im südöstlichen Afrika, Massenkrankheiten wie Epidemien (plötzlich auftretende und wieder abflauende ansteckende Krankheiten/Seuchen), Endemien (in bestimmten Gebieten ständig vorkommende Krankheiten, wie z.B. die Malaria, an der allein in Afrika jedes Jahr 1,8 Mill. Kinder sterben) und Pandemien (sich über Länder und Erdteile ausbreitende Krankheiten wie Aids), in Bürgerkriegen sich äußernde Gewalt gegenüber ethnischen Minderheiten, Tribalismus, Nepotismus (Vetternwirtschaft) und Korruption, ... und viele andere Probleme mehr. 

Viele dieser hier nur angedeuteten Fakten finden sich für die einzelnen Länder mit teils genauen Zahlen, teils ge​schätzten Näherungswerten in dem Weltentwicklungsbericht 1990 "DIE ARMUT" oder sei​nem Nachfolgebericht, von dem Teile in Fotokopie beigefügt sind. Aufschlussreich für die Schüler ist dabei eine Gegenüberstellung der für die Bundesrepublik gültigen Zahlen, z.B. des Energieverbrauchs, der ärzt​lichen Versorgung und der Lebenserwartung oder der zur Verfügung stehenden Nahrungsmenge, mit den Werten für die afrikanischen Länder. 

Eine häufig verwendete Berechnungsgröße zur Darstellung des Entwicklungsstandes eines Landes ist dabei sein Bruttosozialprodukt (BSP) pro Einwohner. Das ist der Wert aller Sachgüter und Dienstleistungen, die innerhalb eines Zeitraumes von meist einem Jahr in einem Land erzeugt wurden, und von denen die Importe abgezogen werden. 

Eine andere zur Einstufung oft verwandte Größe ist das Bruttoinlandsprodukt (BIP). Durch diese - in ihrer Berechnung auch umstrittene - Größe wird versucht, die Bruttowertschöpfung eines Landes zu ermitteln; aber wenn nach einem Autounfall die am Crash betei​ligten Wagen wiederhergestellt werden, so wird das auch bei der Berechnung des BIP in Industrieländern als seine Erhöhung gewertet, ohne dass die Wertverluste durch die Karambolagen berücksichtigt worden sind. 

(Beide Größen sagen aber nichts über die teilweise extrem weit auseinanderklaffenden Vermögensverhältnisse innerhalb der Gesellschaft ei​nes Landes, wie z.B. in Zaire oder Ägypten, aus.) 

Das Zustandekommen dieser Größen ist für unsere vergleichende Betrachtung sekundär. Wichtig - und für unsere Fragestellung ausreichend - ist das Verhältnis dieser Zahlen zwischen Industrie- und Entwicklungsländern: So betrug z.B. 1988 das BSP von Mosambik lausige 100 $ pro Kopf, das der Alt-Bundesrepublik 18.480 $ pro Kopf, Kinder und Greise mitgerechnet, also das 185fache. Der Energieverbrauch von Mosambik betrug demgegenüber pro Kopf 86 kg Öleinheiten (Tschad nur 18 kg!), der der Alt-Bundesrepublik 4421 kg, also gut das 51fache. 

Afrikas Bilanz nach vier Jahrzehnten Uhuru (Unabhängigkeitskampf unter Leitung der „Väter der Nation“): Nach der in den 60er Jahren in großem Umfang durch Befreiungskriege durchgesetzten Entlassung aus dem Joch der Kolonialisierung, an deren Ende die neuen Führer im Aufbruchstaumel Freiheit und Wohlstand für alle versprochen hatten, herrschten in den letzten 40 Jahren Despotie und teilweise sogar zunehmende Verelendung. Vielen Afrikanern hat die Befreiung keine Besserung ihrer konkreten Lebensumstände gebracht - im Gegenteil: vielen, ins​besondere den ca. 14 Mill. Flüchtlingen, geht es schlechter als zu den Kolonialzeiten unseligen Angedenkens. Warum das so ist, läßt sich aus den Zeitungsberichten dieses Kapitels herauslesen. Dabei können die Schüler fol​gende Fakten herausarbeiten: 

*  In vielen Ländern herrschten, wenigstens bis vor kurzem, verfestigte undemokratische Machtstrukturen mit Ein-Parteien-Herrschaften unter Missachtung der Menschenrechte, gegen die bewaffnete Oppositionsgruppen jahrelange Bürgerkriege führten. 

* Allgemein muss eine desolate Wirtschaftslage fest​gestellt werden - gleichgültig, ob Staaten den kapitali​stischen oder den sozialistischen Weg eingeschlagen hatten. Die Gründe hierfür sind vielseitig. Zu einem ge​ringeren Teil liegt das an den Fehlinvestitionen der erwirtschafteten Mittel (z.B. aus dem Erdölreichtum Nigerias) und dem fehlenden einheimischen Management, zu einem größeren Teil ist der Grund hierfür in den Außenwirtschaftsbeziehungen zu su​chen, weil bei vielen Ländern der Export meist nur von einigen wenigen - meist agrarischen - Rohstoffen, wie z.B. Kaffee, Kakao, Baumwolle, Holz, Tee, Tabak und deren Preisentwicklung auf dem Weltmarkt abhängig ist. 1990 z.B. konnten die Entwicklungsländer mit der von ihnen gelieferten selben Menge Kaffee im Vergleich zu den Bedingungen von 1985 bei den Industrieländern nur noch ein Drittel der Waren wie 5 Jahre zuvor einkaufen. So sehr hatten sich die Terms of Trade – das Austauschverhältnis von Rohstoffen zu den Preisen für Industrieprodukte - zu Ungunsten der Rohstofflieferanten verschlechtert. Inzwischen haben die Kaffeepreise den niedrigsten Stand seit 80 Jahren er​reicht - was von den Preisen für Industrieprodukte wahrlich nicht gesagt werden kann. Dies ist übrigens bei anderen Rohstoffen ähnlich, ihr Preisverfall be​scherte der Bundesrepublik allein im Jahr 1990 einen volkswirtschaftlichen Gewinn von angeblich 10 Mrd. DM: "Eine weithin unbekannt gebliebene Entwicklungshilfe der Dritten Welt an einen der reich​sten Staaten der Erde."(Minkler) Und die Kaffeepreise sanken weiter. Am Beispiel von Äthiopien, einem der bedeutendsten Kaffeeproduzenten, wo jeder Vierte der über 60 Millionen Äthiopier unmittelbar oder mittelbar vom Kaffee leben muss: Noch 1998 brachte Kaffee dem Land 60 % seiner Exporterlöse ein. Nach dem Zusammenbruch der internationalen Kaffeeabkommen Ende der achtziger Jahre erhalten die Produzenten nicht mehr 20 % des Kaffeepreises, sondern nur noch 13 %. Für Äthiopien bedeutet das, dass das Land mit einem ausgeweiteten Kaffeeanbau trotzdem nur noch 40 % seiner Exporterlöse erzielen kann. In den Indus​trieländern bleiben wegen des weltweiten Kaffeeüberangebotes auf Grund der Erntenüberschüsse in Brasilien, dem Kaffeeproduzenten Nr. 1 in der Welt, und Vietnam, dem zweitgrößten Kaffeeproduzenten, mit den sich daraus ergebenden günstigen Einkaufsmöglichkeiten für die Röster und Händler in den Verbraucherländern nicht mehr nur rund 50 %, sondern inzwischen 80 % der mit Kaffee erzielten Wertschöpfung bei Importeuren, Röstern und den großen Wiederverkäufern mit ihren Ladenketten hängen, die gegenüber ihren Aktionären gestiegene Profite auf Grund günstiger Rohwarenpreise bejubeln. Oktober 2003 kosteten 500 gr Kaffee im Mittelwert 2,96 €, Aldi senkte Ende 2003 den Preis auf 2,59 € pro 500 gr. 1980 betrug der Mittelwert noch (umgerechnete) 4,94 €. Der Einkaufspreis pro (engl.) Pound (454 gr) Rohkaffee der in Deutschland beliebtesten Sorte Arabica lag 1997 mit 189 US-Cent gut um das Dreifache höher als im August 2002 mit nur noch 55,77 US-Cent. Die Organisation TransFair zahlte aber den Bauern unabhängig von den Weltmarktpreisen 126 US-Cent pro Pound, um den Lebensstandard der Kaffeebauern sichern zu helfen, verlangt dafür aber von ihren Abnehmern deutlich höhere Preise, als die Verbraucher in den Läden der großen Ketten zahlen müssen. Bei gleicher Kalkulation für Verarbeitung und Distribution dürften die Preise von TransFair nur die rund 65 US-Cent pro 500 gr erhöhte Erzeugervergütung teurer sein, aber da TransFair nicht in den Mengen der großen Kaffeeverkaufsketten importiert, röstet und verteilt, kann nicht so kostengünstig gewirtschaftet werden.

Die zehn größten Importeure beherrschen 60 % des weltweiten Handels mit Kaffee und haben damit eine ungeheure, die Erzeugerpreise drückende Nachfragemacht. Sie erzielen die Gewinne, weil sie näher am Kunden sind und die Kaffeemischungen nach dem jeweilig bevorzugten Kundengeschmack zusammenstellen und mit großem Marketingaufwand in den Markt drücken. Dieses Wissen sichert ihnen ihre Überlegenheit, die sich in ihrem steigenden Gewinnanteil widerspiegelt. 

„Der Kakao-Preis ist in diesem Jahr [2003] auf ein 27-Jahre-Tief gefallen. Ein Kakao-Bauer in Ghana bekommt gerade einmal 1,2 Prozent von dem Betrag, den wir hier im Laden zahlen, wenn wir eine Tafel Schokolade kaufen. Die Kaffeepreise sind noch tiefer im Keller: Ein Bauer in Äthiopien erwirtschaftet mit dem Verkauf  seiner Ernte nur 60 Prozent dessen, was ihm eigentlich für Pflanzen, seine eingesetzte Arbeitskraft, Landnutzung, Bewässerung, Transport und so weiter zustände. 

Diese Bauern müssten im Grunde alle Pleite gehen. Sie überleben nur, weil sie sich selber ausbeuten, ihre Frauen, ihre Kinder, jeden Tag. Denn ohne die paar Pfennige, die sie von den Ausgaben der westlichen Kaffeekonsumenten abbekommen, hätten sie gar nichts mehr zum Leben. So haben sie wenigstens genug, um nicht zu sterben.“

Als „Race to the bottom“ bezeichnen Globalisierungsgegner diese für die Rohstoffproduzenten nach unten weisende Entwicklungsspirale, denn wenn ein Land durch Kaffee weniger erlöst, weil die internationale Konkurrenz zu groß ist, versucht es durch erweiterten Anbau und das Absenken der Produktionskosten zu Lasten der rund 25 Mill. Kaffeepflücker seinen Anbau auszuweiten – und erhöht damit das Warenangebot an den Rohstoffbörsen der Welt, was wegen der Überproduktion den Preis weiter nach unten drückt. Grüne Kaffeebohnen kosten jetzt – inflationsbereinigt – mit 25 Cent pro Pfund weniger als ein Viertel von dem, was sie 1970 gekostet haben. Früher waren die ungerösteten grünen Bohnen nach Öl die wertvollste Rohware der Welt. Heute kommt Kaffee hinter Öl, Aluminium, Weizen und Kohle erst auf dem fünften Rang. Die Kaffeepflücker zahlen mit Unterernährung, Infektionskrankheiten und Analphabetismus den Preis! „Profite für einige wenige und Armut und soziale Instabilität für Millionen“, prangert die Organisation der Globalisierungsgegner Oxfam dieses Missverhältnis an. „Fair-Trade-Kaffee“ soll Pflückern wieder einen größeren Teil des in den Wohlstandsländern mit Kaffee erzielten Erlöses zum Überleben sichern. Aber diese rudimentäre Hilfe wird nicht mehr lange vorhalten, denn gentechnisch manipulierter Kaffee, der die Bohnen möglichst am selben Tag reifen lässt und dann den Einsatz von Pflückmaschinen ermöglichen wird, wird die armen Pflücker, die bisher wegen der unterschiedlichen Reifezeit noch das ganze Jahr gebraucht werden und durch ihren ganzjährigen Arbeitseinsatz zu überleben suchen, bald überflüssig machen! Patentiert ist das Verfahren zur Herstellung genmanipulierten Kaffees schon. Die blutige Schrift ist schon an der Wand als Menetekel zu sehen! Die sozialen Folgen für die ärmsten Länder der Welt kümmern kaum jemanden außer den kaffeeproduzierenden Ländern, die die sozialen Verwerfungen auszuhalten haben und mit Einsatz von Militär niederzuhalten versuchen. Nur wenige Einsichtige mahnen, weil sie einen direkten Zusammenhang zwischen niedrigen Kaffeepreisen und militanten Bewegungen in den Anbauländern erkennen: „Auf lange Sicht schaffen derart niedrige Kaffeepreise Chaos und Instabilität rund um den Globus.“, warnt der US-Soziologe John Talbot als einsamer Rufer in der Wüste (Stern 07.11.02, S. 232 ff).

* Die Folge ist bei den Entwicklungsländern eine ständige Ausweitung der Anbauflächen für land​schaftsfressende Monokulturen durch zumeist den Boden zerstörende Brandrodung auf Kosten der für das Weltklima wichtigen tropischen Wälder - weltöko​logisch eine Katastrophe, für die die Industrieländer mitverantwortlich sind! 

*  Weil die Preisentwicklung für das Rohstoffangebot der Entwicklungsländer durch einen ständigen Preisverfall gekennzeichnet ist - in den 80er Jahren im Mittelwert ca. 40 % -, konnten in Gang gesetzte Entwicklungsvorhaben doch nicht ausreichend finan​ziell abgesichert werden. Unter der Verhinderung der Devisenzufuhr leidet die gesamte Wirtschaft der Entwicklungsländer. Das führte, zusammen mit ande​ren Faktoren wie z.B. einer hohen Inflationsrate, zu ei​ner ständigen Abwertung der jeweiligen Landeswährung, was die Exporterlöse weiter zusam​menschrumpfen ließ. 

*  Der Agrarexport der Entwicklungsländer basiert vorwiegend auf Monokulturen. Kaffe, Kakao, Bananen und Baumwolle seien als Beispiele genannt. Wenn die Preise für diese Güter auf dem Weltmarkt fallen, sei es durch Überproduktion in den Entwicklungsländern oder durch Überproduktion in den Industrieländern auf Grund der in diesen Ländern gezahlten hohen Subventionen an Bauern/Landwirte/Farmer, versuchen manche Länder verzweifelt, den Mindererlös, der zur Finanzierung der aufgenommenen ausländischen Kredite oder dringend benötigter Importe aus den Industrieländern aber eingeplant gewesen war und dafür auch unbedingt notwendig ist, durch vermehrten Anbau auszugleichen, was das Überangebot auf den Weltmärkten weiter erhöht - und die Rohstoffpreise für die Agrarprodukte noch weiter sinken lässt. Aus politischen Gründen gezahlte hohe Subventionen an die Landwirtschaft Treibenden in den Industrieländern verstärken mit ihrem Subventionsanreiz ebenfalls diesen Effekt zur Überschussproduktion! Das führt wegen des so entstehenden Überangebotes zu weiter sinkenden Weltmarktpreisen und damit zu sinkenden Exporterlösen, wovon die in​dustrialisierten Länder der Nordhalbkugel einseitig profitieren. Ein Teufelskreis! 

*  In den Volkswirtschaften steht zu wenig Kapital zur Finanzierung der Entwicklungsvorhaben zur Verfügung. Zum Aufbau der Wirtschaft und der Infrastruktur muss deshalb Kapital aus dem Ausland besorgt werden, wobei die Kredite der öffentlichen (Geber-)Hände zwar günstiger sind als die auf dem privaten Geldmarkt erhältlichen Finanzmittel, aber bei weitem den Finanzierungsbedarf nicht decken. So muss zu den in den Industrieländern marktüblichen Konditionen - und das heißt: zu variablen und kaum zu kalkulierenden Zinsen - weiteres Geld aufgenom​men werden muss. Das führt zu einer extrem hohen Verschuldung im Ausland. Die beste Entwicklungshilfe wäre die Möglichkeit, die Weltwirtschaftsmärkte für die Produkte der Entwicklungsländer weiter zu öffnen, damit diese Länder mehr und mehr exportieren und so die für den Aufbau ihrer Länder dringlichst benötigten Devisen erwirtschaften könnten. U.a. wegen der zuvor schon angesprochenen negativen Preisentwicklung für die Exportgüter der Entwicklungsländer kann der Schuldendienst zur Verzinsung und Tilgung der er​haltenen Darlehen nicht mehr bedient werden. 

*  In der eigenen Volkswirtschaft verursachte Mängel verstärken diesen Trend. Dazu gehören u.a. Missmanagement, ineffektiver Einsatz der geliehenen Mittel für Konsumprodukte und/oder Luxusimporte der Führungseliten statt zur Finanzierung von produktiven Ausgaben, mit denen wieder Geld verdient werden könnte, Kapitalflucht in das Ausland - als beliebige Beispiele seien Zaire und die "fetten Katzen" in Ägypten genannt, die mehr Geld im Ausland angelegt haben, als die Staatsschulden betragen: "Die Ägypter sind reich, doch Ägypten ist arm." -  und Korruption: "Alles ist käuflich, alles wird gekauft." 

*  Mit dem geliehenen Geld waren ineffektiv wirt​schaftende Staatsbetriebe aufgebaut worden, die we​gen ihrer Wirtschaftsweise und der unfähigen Leitung zu großen Teilen in Konkurs gegangen sind. Die Staatsbetriebe waren personell aufgebläht, und sie wurden von korrupten Führungsschichten als vielfäl​tige Bereicherungsmöglichkeit benutzt (Kamerun, Zaire).  

*  Wegen der leeren Staatskassen sind das Gesundheitssystem und das Bildungswesen, mit die wichtigste Grundlage für wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt in Entwicklungsländern, zusammengebrochen. In Afrika geht nur jedes zweite Kind zur Schule. Noch weniger können eine Berufsausbildung erhalten. Pure wirtschaftliche Not verhindert bei vielen den Schulbesuch: Die Kinder müssen schon in jungen Jahren mit für den Lebensunterhalt ihrer Familien sorgen, und sei es auch nur, dass sie das Vieh hüten oder die das Saatgut auffressenden Vögel von den Feldern verscheuchen. Diese Relation bezüglich des Schulbesuches wird mit der zunehmenden Bevölkerungslawine noch ungün​stiger werden, obwohl teilweise enorme Anstrengungen zur Behebung der Bildungsnot unter​nommen werden. Trotzdem sinkt auf dem Kontinent die Alphabetisierungsquote aus Geldmangel. (In Ägypten werden z.B. pro Jahr 500 neue Schulen gebaut, die Bevölkerung nimmt aber pro Jahr um mindestens ca. 1,2 Mill. zu. Da müssten 2.400 Schüler pro neu gebauter Schule eingeschult werden, um auch nur den bisherigen Bildungsstand halten zu können; eine völlig illusorische Hoffnung!)  

*  Notwendige Infrastrukturmaßnahmen unterbleiben. Das Heer der Staatsangestellten - z.B. in Kenia war es in weniger als 30 Jahren von 20.000 auf 190.000 Bedienstete angewachsen -, die ihre "white-collar-jobs" (Statussymbol ist ein langer Nagel am kleinen Finger als Zeichen dafür, dass man nicht gewöhnliche, schweißtreibende Arbeit verrichten muss) zum Teil durch Vetternwirtschaft oder bis zum Ende der 24-jährigen autokratischen Regierungszeit von Langzeit-Präsident Moi 2002 durch Bestechung mit bis zu einem Jahres(!)gehalt an den für die Einstellung Zuständigen erhalten haben, ist unbezahl​bar geworden und muss daher drastisch verkleinert werden. Das ist dann auch einer der wesentlichen Punkte im Regierungsprogramm des ab 2003 regierenden neuen kenianischen Präsidenten Kibaki. In Benin waren bei 4 Mill. Einwohnern 1980 etwa 20.000 Bedienstete beim Staat beschäftigt, 1990 bei mit 4,7 Mill. fast gleich hohen Einwohnerzahl dagegen knapp 50.000, von denen 1993 10.000 in einer Massenentlassungsaktion wegen des Fehlens jeglicher öffentlicher sozialer Netze, wie z.B. einer Arbeitslosenversicherung, in das Elend der völligen Armut entlassen wurden. Das trifft auch die für den Aufbau des Landes benötigten und herangebildeten einheimischen Experten mit Hochschulstudium. Aber wo sollten sie hin? Obwohl die UNO den Industrieländern vorgerechnet hat, wie viele Menschen sie bei ihren sinkenden Geburtenraten in ihrem ureigensten Interesse bis 2050 dringlich als jährlichen Migrationsgewinn aufnehmen müssten – für die BRD wurden 485.000 jährlich errechnet -, um ihre eigenen sozialen Systeme (Kranken- und Rentenkassen) überhaupt lebens- und leistungsfähig erhalten zu können, ist bisher kein europäischer Staat bereit, diese ausgebildeten Fachkräfte bei sich zu beschäftigen; und das war ja auch nicht der Sinn der Ausbildung, denn diese ausgebildeten Fachkräfte sollten ja den Volkswirtschaften ihrer jeweiligen Länder zur Verfügung stehen und den Aufbau der eigenen Volkswirtschaften ankurbeln!

Der öffentliche Sektor hat sich nicht nur aus Gründen der Vetternwirtschaft so aufgebläht, sondern auch deswegen, weil der private Sektor aus Kapitalknappheit unterentwickelt ist. Den ansonsten Arbeitslosen bleibt, wie ihren Leidensgenossen, nichts anderes übrig, als in dem von der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) so genannten "informellen" Sektor ihren Lebensunterhalt zu verdienen - oder zu er​gaunern. In Kenia z.B. verdiente die Hälfte der Bevölkerung Anfang 2003 nur rund 1 € pro Tag! In Benin müssen nach Schätzung der ILO rund 70  % der Erwerbstätigen in diesem Sektor der Schattenwirtschaft ihr Auskommen suchen, in Mali 75  %, in Burundi 66  % und in Niger 58  %. In diesem teilweise illegalen, oft vom Schmuggel lebenden Sektor entstehen dem Staat hohe Verluste durch z.B. das Unterlaufen der Zollabgaben. „Schmuggel ist“, nach Meinung des britischen Afrika-Historikers Davidson, „die beinahe durchgängige Antwort der Landbevölkerung auf ihre Diskriminierung durch die offizielle, stadtorientierte Wirtschaft.“ Der Güteraustausch per Schmuggel – euphemistisch als „informeller Außenhandel“ umschrieben - übertrifft in Afrika inzwischen den Umfang des legalen Außenhandels. Kümmerlich oder oft monatelang gar nicht bezahlte Staatsdiener, wie z.B. Zöllner, lassen sich mit Schmuggelware bestechen oder verlangen durch „Straßenräuberei in staatlichen Uniformen“ illegale Wegzölle, um so selber mit ihren Familien überleben oder sich bereichern zu können. 

Wer in diesem Bereich des meist unter brennender Sonne und unter Vernachlässigung jeglichen Arbeitsschutzes ausgeübten kreativen Durchwurstelns tätig ist, zahlt - da unkontrollierbar – aus dem (Klein-)Erwerb im Überlebenskampf keine Steuern (auf seine allerdings meist recht geringen, gerade das Überleben sichernden Einnahmen), so dass der Staat keine Einnahmen zur Finanzierung der notwendigen Infrastrukturmaßnahmen, wie z.B. dem Aufbau eines flächendeckenden Bildungswesens, erzielen kann. Das wiederum ist ursächlich für eine hohe Analphabetenquote, südlich der Sahara insgesamt fast 40 %, in Benin z.B. rund 70 %; in vielen Dörfern gibt es keine Schule. 

*  Wenn ein so heruntergewirtschaftetes Land zum Überleben vom Internationalen Wirtschaftsfond (IWF) Geld zu erhalten versucht, werden ihm zunächst Maßnahmen einer "strukturellen Anpassung" verord​net, die zur Reduzierung des aufgeblähten Staatsapparates führen sollen, mit ihren dadurch ver​ursachten Massenentlassungen aber soziales Elend und dadurch soziale Unruhen hervorrufen. Diese Politik der äußersten Sparsamkeit bei staatlichen Ausgaben ("Austerity-Progamme") führt in den betrof​fenen Ländern allgemein zur Streichung der Ausgaben im Sozial-, Gesundheits- und Bildungssektor und baut einen Teufelskreis der Armut auf, was dann meist wieder zu neuen Dimensionen der Veruntreuung von staatlichen Geldern führte. Die Politik der äußersten Sparsamkeit bei staatlichen Ausgaben wurde daher von Tansanias Präsident als eine "Erpressung der Armen" apostrophiert. 

*  Alle diese Maßnahmen führen letztlich zu einem größeren Mangel an bezahlter Arbeit und damit zu ei​nem sehr geringen jährlichen Pro-Kopf-Einkommen. Die betroffenen Familien sind darauf angewiesen, viele Kinder zu haben, die schon in ihrer Kindheit und Jugend zur Deckung des Lebensunterhaltes der Familien beitragen müssen und außerdem mangels eines staatlichen sozialen Netzes der Alterssicherung von den Eltern als einzige Möglichkeit der Altersvorsorge betrachtet werden. Solange eine Mutter ca. 6 Kinder zur Welt bringen muss, um im Alter einen Sohn zu haben, der sie versorgen kann, solange wird das sich immer schneller beschleunigende Bevölkerungswachstum  nicht abzubremsen, ge​schweige denn zurückzuführen sein! 

*  Bevölkerungsplanung wird immer weniger betrieben und durch Gelder aus dem Ausland unterstützt: „Seit Jahren schrumpfen die Etats für Familienplanung in der Entwicklungshilfe. Die Vereinigten Staaten etwa haben die Mittel für den Weltbevölkerungsfonds komplett gestrichen, 34 Millionen Dollar. Die US-Regierung unter George W. Bush geht sogar noch weiter: Sie verbindet die Vergabe von Hilfsgeldern mit dem Verbot von Abtreibung. Nicht einmal Beratung über dieses Thema ist erlaubt. In Kenia beispielsweise mussten drei Familienplanungszentren schließen. Generell fehlt es in vielen Ländern an Verhütungsmitteln. Ohne die aber bleiben Programme zur Geburtenkontrolle und gegen Aids wirkungslos“ (STERN 30.10.03). Dieses durch insbesondere den islamischen oder den katholi​schen Glauben zusätzlich ungebremste Bevölkerungswachstum zwingt zur Ausweitung der Siedlungsflächen und dadurch zu einem für den ein​zelnen überlebensnotwendigen ökologischen Raubbau, der in diesen Ländern u.a. von Menschen verursachte Dürrekatastrophen hervorruft und teil​weise weltweite, die Industrieländer miteinbeziehende Klimaauswirkungen zur Folge hat. Die Industrieländer fühlen sich von den Auswirkungen der Brandrodung und der durch die Abholzung der (Tropen-)Wälder mit​verursachten drohenden Klimakatastrophe betroffen. So verschärfen bittere Armut und explosives Bevölkerungswachstum der Entwicklungsländer die zunächst von den Industrieländern durch ihre Wohlstandsproduktion heraufbeschworene weltweite Umweltkatastrophe. Während aber bei uns - neben der Notwendigkeit des Heizens der Wohnungen im Winter und u.a. in den USA zusätzlich des Betreibens der Klimaanlagen im Sommer - der Wohlstand mit sei​nem riesigen Energie- und Rohstoffverbrauch die Umwelt gefährdet (z.B. FCKWs plus Autoabgase und deren Auswirkungen auf die Ozon-Schutzhülle; ADAC: "Jeder braucht Mobilität", mit durchschimmernder Sympathie für das die Umwelt am meisten verschmutzende Individualverkehrsmittel Auto), wird in den Entwicklungsländern die Natur aus Gründen der Armut zerstört! Dort herrscht noch kein Motorisierungsgrad von fast 50 %. Der Energieverbrauch pro Kopf der Bevölkerung ist noch sehr niedrig (Tschad 18 kg Öleinheiten, Deutschland 4.421, USA 6.535; derzeit verbraucht ein Viertel der Weltbevölkerung in den Industrieländern drei Viertel der auf der Welt erzeugten Energie! - und die Bevölkerung in den Entwicklungsländern hätte auch gerne Elektroherde und Kühlschränke) und wird in manchen Entwicklungsländern bis zu 95 % mit Holz gedeckt. Darum sind um fast alle afrikanischen Städte große baumlose Flächen zu finden. 

*  Das "Entwaldungsproblem" ist zum einen auf den auf Grund der Bevölkerungsvermehrung gestiegenen Nutz- und Brennholzbedarf, zum anderen auf den agrarstrukturellen Wandel mit insbesondere der massiven Ausweitung der zunächst von den Kolonialmächten, dann von den Weltmärkten bestimmten Cash-Cop-Produktion mit ihren negativen Auswirkungen auf die Ausweitung der Anbauflächen auf dafür ungeeignetere Böden, die zur Gewinnung neuer Böden angewandte Brandrodung, die dadurch verursachte Bodenerosion und das Absinken des Grundwasserspiegels zurückzuführen, nicht auf den kommerziellen Holzeinschlag. Der durch den Brennholzbedarf verursachte Holzeinschlag umfasst mehr Holz, als in den Gebieten außerhalb des Regenwaldes nachwachsen kann und hat schwerwie​gende Umweltschäden zur Folge. 

*  Die Umweltzerstörung entzieht der Gesamtbevölkerung auf die Dauer die Lebensgrundlage: Ein Entwicklungsland, dessen Böden durch Erosion, Monokulturen oder Pestizide unfruchtbar geworden sind und dessen eventuell vor​handen gewesener natürlicher Rohstoffreichtum durch Raubbau vernichtet worden ist, besitzt nichts mehr, worauf es seine eigene Entwicklung gründen könnte. 

*  Ein solches Land wird bestenfalls immer "am Tropf der Industrieländer hängen". Das kann soweit gehen, dass der sogenannte "graue Staatshaushalt" mit seinen von außen kommenden Entwicklungshilfezahlungen frem​der Staaten oder internationaler Organisationen ein Vielfaches dessen ausmacht, was als staatliche Einnahmen in dem jeweiligen Land erwirtschaftet wird. 

*  Bei einem Wachstum von jährlich 1,5 % verdoppelt sich eine Bevölkerung in 46 Jahren, bei 2,5 % in 28 Jahren und bei einem Wachstum von 4 % in 18 Jahren. Kenia liegt noch darüber! Und alle diese hin​zukommenden Menschen müssten ernährt, gekleidet, gesundheitlich versorgt, unterrichtet und sollten später in Lohn und Brot gebracht werden!

*  In Afrika tut sich immer wieder der Teufelskreis aus Armut, Bevölkerungsexplosion und Umweltzerstörung auf. Keiner hat ein Patentrezept, wie dieser Teufelskreis möglichst schnell möglichst wirkungsvoll durchbrochen werden könnte. 

*  Afrika ist der Kontinent mit einer der weltweit höchsten Kindersterblichkeitswerte (im Mittelwert 1999: 88 pro 1.000, am extremsten in Malawi mit einer Kindersterblichkeitsrate von weib​lich 234, männlich 248 Kindern bis zum Ende des 5. Lebensjahres pro Tausend Lebendgeburten; die Vergleichszahlen für Deutschland lauten w: 8 und m: 11 Kinder) und der niedrigsten Alphabetisierungsrate. 

*  Ein Viertel der Afrikaner ist unterernährt. Dabei wird allgemein von einem Kalorienbedarf von 2300 Kalorien pro Tag als Mindestbedarf ausgegangen. In krassen Fällen stehen aber nur zwei Drittel des Bedarfs zur Verfügung. Das ist die Ursache für Hungerkrankheiten, von denen vor allem Säuglinge und Kleinkinder betroffen sind. Deswegen und man​gels einer ausreichenden medizinischen Versorgung sterben in 30 Ländern Afrikas von 1000 Säuglingen mindestens 100 vor Erreichen des ersten Lebensjahres; bei uns sind es nur 8. 

Alles wird verstärkt durch die unzureichende Trinkwasserversorgung, was immer wieder epidemi​sche Krankheiten hervorruft. Nach der globalen Entwicklungskonferenz von Rio 1992 mit dem Schwerpunktthema Wasserpolitik in der Dritten Welt hatte die UNO das Jahr 2003 zum Jahr des Trinkwassers erklärt, weil sich die Situation in dem Jahrzehnt nach der Konferenz dramatisch verschlechtert hatte, da – im Glauben auf eine globale Verbesserung bei Privatisierung mit Kreditverweigerungsdruck von Weltbank und Internationalem Währungsfonds bei Nichtprivatisierung – die Versorgung mit Trinkwasser in vielen Ländern privatisiert worden war, was in besonders betroffenen Ländern zu einer Vervielfachung des Wasserpreises und zu unhaltbaren Zuständen für den ärmeren Teil der Menschheit führte: Die Zahl der Menschen ohne Trinkwasserzugang hatte sich um ein Drittel erhöht. Das Trinkwasser wird von einigen Wissenschaftlern wegen seiner überragenden Bedeutung für den Menschen – ohne Wasser gibt es kein Leben! – nicht als „Gold der Zukunft“, sondern als „Blut der Zukunft“ bezeichnet. Die Bedeutung sauberen Trinkwassers (nicht nur) für den afrikanischen Kontinent kann man daran abschätzen, dass bis zu 30 % aller Todesfälle in Afrika auf fehlendes oder in oft zu geringen Mengen vorhandenes, zu verunreinigtes Trinkwasser zurückzuführen sind. Ein besonders krasses Beispiel (Das Parlament 15.09.03): In Angola hat nur ein Drittel der städtischen Bevölkerung Zugang zu sauberem Trinkwasser. Bewohner aus den Elendsvierteln der angolanischen Hauptstadt Luanda und aus anderen Vierteln laufen nachts Kilometer weit mit Eimern und Kanistern, um sich aus den Abwasserleitungen und der Kanalisation der reicheren Viertel Wasser zu schöpfen, damit sie es für sich als Trinkwasser nutzen können, da das ihnen in ihren Vierteln zugemutete Trinkwasser schlechter ist, als das Abwasser aus den Kloaken(!) der Reichen!!! In Äthiopien als Spitzenwert sind nach Angaben der UNO 75 % der Bevölkerung von den mit fehlendem Trinkwasser und fehlender Kanalisation zusammenhängenden Problemen betroffen; es folgen auf der UNO-Skala Madagaskar mit 74 %, Haiti mit 63 %, Bukina Faso mit 58 %, Vietnam mit 57 % und die Türkei mit 51 %. (Der – in den Industrieländern teilweise unsinnige - Trinkwasserverbrauch hat sich im letzten Jahrzehnt weltweit verzehnfacht. Die Bürger der USA konsumieren mit einem Pro-Kopf-Verbrauch von 295 Litern am Tag mehr als doppelt so viel wie die Europäer und sogar das Hundertfache vieler Staaten in Afrika, Asien und Lateinamerika.)

„Kampf um Afrikas kostbarsten Schatz: Wasser 

Die Kriege der Zukunft werden nicht um Öl geführt, sondern um Wasser. Kenia erlebt dies schon heute. Dort kämpfen Gikuyu und Massai um Zugang zu einer Pumpe

von Roland Brockmann in Massai Mara, Kenia

Der Pfeil ist aus dem Körper entfernt. Wenn die Spitze nicht vergiftet war, könne der Patient überleben, sagt der Arzt. 27 Männer vom Stamm der Gikuyu sind am Tag zuvor in sein Krankenhaus nach Kijabe gebracht worden. Zwölf liegen noch schwer verletzt auf dem Gang, fünfzehn sind tot - mit Pfeil und Bogen getötet, mit Macheten erschlagen oder mit Stöcken zu Tode geprügelt. 

Der Ort des Massakers liegt im kenianischen Rift Valley, dem ostafrikanischen Grabenbruch, in dem auch das beliebte Naturreservat Massai Mara liegt. Eine weltweite Attraktion für Touristen, die neben Gazellen und Löwen auch gern die Massai ablichten, den Inbegriff stolzer Afrikaner. In ihren roten Gewändern, mit Perlenschmuck und Speeren posieren sie gern gegen ein paar Kenia-Schilling für die Wazungu, die Weißen. Doch ihre Waffen tragen sie nicht nur für das Foto oder um ihre Rinder gegen Hyänen zu verteidigen. 

Die Massai-Nomaden begreifen sich als Krieger, ihre Gegner sind die Siedler vom Stamm der Gikuyu, und ihr Ziel ist der Zugang zum blauen Gold, das Wasser. Es ist ihre Lebensgrundlage. Allein in den vergangenen Wochen starben mehr als vierzig Menschen im Rift Valley im Kampf um das Wasser. 

Gegen fünf Uhr waren am 22. Januar 400 Massai-Krieger aufgebrochen, um Rache für ihren von den Gikuyu niedergeschlagenen Anführer zu nehmen. Es ist ein Kampf wandernder Nomaden gegen festansässige Siedler. Er entzündete sich an einer elektrischen Wasserpumpe. Sie fördert eines der kostbarsten Güter in Afrika. 

Aber auch der ethnische Konflikt schwelt seit Jahrzehnten. Vom alten Regime unter Präsident Daniel Moi war der Konflikt 1992 angestachelt worden. Allein in diesem Jahr forderte er mehr als 2000 Tote. Damals wurden Menschen aus Regionen vertrieben, die nicht traditionell zu den dort siedelnden Stämmen gehörten. Und bereits damals versuchten die Massai, die Gikuyu zu vertreiben. Und immer wieder flackert der Kampf auf. 

Ein reicher Gikuyu-Farmer hatte Mitte Januar mit Genehmigung der Regierung den Fluß Kedong zur Bewässerung seiner Farm angezapft. Der Flußlauf versorgt die meisten Dörfer im Kedong-Tal mit Wasser. Noch fließt der Fluß, aber wird die elektrische Pumpe so viel Wasser verschlingen, daß der Strom versiegt? Das würde ein Überleben für die restlichen Familien unmöglich machen. 

Die Dörfer abseits der Hauptstraße zur Massai Mara liegen abgeschnitten von jeder Versorgung. Nur zur Farm des reichen Gikuyus liefert eine rund 15 Kilometer lange Stromleitung Elektrizität zu dessen Pumpstation. Der Farmer und ein Direktor des Stromwerks sind Freunde. Korruption ist in Kenia erfahrener Alltag. Erst vor kurzem kritisierte der deutsche Botschafter in Nairobi offen den mangelhaften Kampf der Regierung gegen Korruption und Bestechung durch die wenigen Reichen. 

"Ich war voller Zorn", erzählt Shani ole Ruampa, ein Massai aus der Angriffsgruppe. "Wir wollten nicht verletzen, wir wollten töten." Zu allem bereit und bewaffnet mit Speer, Schwert und vier Rungus, den beidseitig angespitzten Holzstecken, traf der erfahrene Krieger mit seinen Stammesbrüdern im ersten Gikuyu-Haus nur auf eine Frau mit drei Kindern: 

"Ich rief: Wo ist dein Mann? Denn ich wollte ihn umbringen. Aber er war auf Safari." Also trieb Ruampa Frau und Kinder nach draußen und zündete das Haus an. Vor dem zweiten Haus traf er auf einen alten blinden Mann. "Ich sagte meinen Leuten, sie sollen ihn leben lassen, denn er sei dem Tod ohnehin nahe." Nachrückende Kämpfer töteten ihn dennoch. 

Das nächste Dorf habe zunächst verlassen erschienen, nur Rinder ruhten sich im Schatten aus. "Meine Leute wollten sie stehlen", erzählt Ruampa, "aber ich sagte: Laßt die. Wir wollen das Wasser. Today is killing." Dann überraschten sie die Männer, die sich in einer Hütte versteckt hatten. "Wir töteten sie", sagt Ruampa. Wohl ein Dutzend seien es gewesen, vielleicht mehr. "Wir sind Krieger. Ich bereue nichts." 

Die Gikuyu-Siedler behaupten, die Pumpe sei nur ein Vorwand, in Wahrheit würden die Massai sie von ihrem Land vertreiben wollen. Eine Argumentation, die die Geschichte auf ihrer Seite hat. Schon in der Kolonialzeit hatten weiße Siedler den Massai ihr Land abgehandelt - für 99 Jahre, die inzwischen abgelaufen sind. Viele Massai fordern seit dem vergangenen Jahr in ganz Kenia ihr Land zurück. 

Doch eine offizielle Anerkennung dieses Rechts hätte unübersehbare Folgen. Selbst die Hauptstadt Nairobi (In der Sprache der Massai für "Platz des kühlen Wassers) steht auf ehemaligem Land der Nomaden. "Aber gehört ihnen deshalb das "Hilton Hotel" an der Moi Avenue?" fragt ein Regierungsbeamter. "Wie soll sich Kenia dann entwickeln?" 

Faktisch jedoch haben die weißen Farmer, die nach der Unabhängigkeit ihr Land vornehmlich an Gikuyu verkauften, nur gepachtetes Land veräußert. Die Gikuyu berufen sich also auf zweifelhafte Kaufverträge. Wer hat nun ein Recht auf das Land, auf das Wasser? Die Gemeinschaften, die es seit Generationen nutzten, oder der einzelne Farmer mit einer staatlichen Urkunde? 

Die Massai jedenfalls beschwerten sich zunächst bei der Behörde gegen die Genehmigung. Sie wurden jedoch ignoriert. Daraufhin kappten sie Strommasten des Farmers und hackten dessen fast ein Kilometer lange Wasserleitung in meterkleine Stücke. Die Rache der Gikuyu folgte. Noch am selben Tag griffen sie den Massai-Führer an und brannten seinen Wagen nieder. 

Der gegenseitige Haß sitzt tief. Als Rache für den Mord an ihren Männern aus dem Dorf zerrten einige Gikuyu ein paar Tage später vier Massai aus einem Bus zum Viehmarkt und prügelten sie dort grausam zu Tode. 

"Wer ist für Frieden?" fragt eine Abgeordnete des kenianischen Parlaments am Ende eines schließlich einberufenen Treffens vor der Kirche von Karema. Vor zwei Wochen kämpften hier noch die Krieger, jetzt zeigen drei Kabinettsmitglieder Präsenz. 

Seit Stunden stehen Massai und Gikuyu hier in der Hitze. Streng getrennt reihen sie sich auf, die Massai sind bewaffnet, "weil Waffen zu unserer traditionellen Kleidung gehören", sagen sie. Die unbewaffneten Gikuyu sehen das mit Skepsis. Aber es bleibt ruhig, wohl weil viele Polizisten pa​trouillieren. 

"Wer ist für Frieden?" fragt die Abgeordnete noch einmal in die Runde. Zögerlich heben sich viele Hände, während aber viele Köpfe fragen, ob das nun alles war, was die Regierung zu fragen und anzubieten hat. Ihr selbst müßt lernen, friedlich miteinander zu leben - lautet die Parole der Politiker an das Volk. Doch Vorbilder sind auch viele Politiker nicht. 

Die Parlamentsabgeordnete der Region wirft dem einzigen Massai in Kenias Kabinett "Aufhetzung seiner Leute" vor. Auch nach dem Treffen schlägt sie dessen Hand aus. Nomaden sind in den Augen vieler Kenianer Bremser des Fortschritts. Gleichzeitig stellen sie aber einen beträchtlichen Wirtschaftsfaktor für den Tourismus des Landes dar. Doch die Massai selbst spüren davon wenig. Sie haben kein eigenes Land, und sie haben keinen Zugang zu Wasser.“

(DIE WELT 27. Februar 2005)

*  Und als ob das alles noch nicht reichte, vagabundie​ren millionenstarke Flüchtlingsströme auf der Flucht vor Bürgerkrieg, Dürre und Hunger durch den Kontinent. Sie müssen teilweise von den ärmsten Staaten der Welt, die selber nur durch Nahrungsmittellieferungen notdürftig überleben, mit​versorgt werden. 

*All das führte 1990 zu einer Lebenserwartung von im Mittelwert nur 51 Jahren im Gegensatz zu 76 Jahren in den Industrieländern. Durch die sich in Afrika in dem letzen Jahrzehnt wie ein Buschfeuer ausbreitende Aids-Katastrophe mit ihren vielfältigen Auswirkungen (s. Afrika I, Einleitung S. 6) ist dieser Mittelwert noch weiter abgesackt! 

1999 rechnete das UNDP für die 20 höchstentwickelten Länder mit einer Lebenserwartung zum Zeitpunkt der Geburt von zwischen 76,1 und 80,4 Jahren. Dagegen betrug die durchschnittliche Lebenserwartung in 12 der am wenigsten entwickelten Länder nur zwischen 36 (Sierra Leone) und 49 Jahre. Ende 1999 waren 34 Millionen Menschen in Entwicklungsländern HIV-infiziert, 23 Millionen davon südlich der Sahara, wo die Lebenserwartung immer weiter zurückgeht.
 In manchen Ländern sank sie um 30(!) Jahre!!!

„Von der Gnade der Geburt am richtigen Ort

Statistisch gesehen, hat diese 12-Jährige in Sierra Leone ein Drittel ihres Lebens bereits hinter sich. Laut dem gestern vorgestellten Jahresbericht der Weltgesundheitsorganisation hat ein Mädchen, das in Westafrika zur Welt kommt, eine Lebenserwartung von 36 Jahren. Ein Mädchen, das zum gleichen Zeitpunkt in Japan geboren wird, hat durchschnittlich fast 50 Jahre mehr Lebenszeit - und wird 85. Als Risikofaktor Nummer eins hat die WHO auch für 2002 HIV und Aids identifiziert. Doch selbst wenn man die Immunschwächekrankheit einmal herausrechnet, gibt es in armen Ländern auch im Zeitalter der Globalisierung immer weniger Aussicht auf ein langes Leben. Auch ohne Aids, sagt die WHO, hätten Millionen afrikanische Kinder heute schlechtere Chancen, fünf Jahre alt zu werden, als vor zehn Jahren. 

taz 19.12.03

* Wie lebenswert die Gesamtumstände des Lebens in einem Land sind, wird durch die Ermittlung des so genannten HDI zu ermitteln versucht. Für den alljährlich ermittelten Index für menschliche Entwicklung (Human Development Index / HDI) kombiniert das UNDP (United Nations Developing Program) im Auftrag der UNO drei Faktoren zu gleichen Teilen: Das Bruttoinlandprodukt eines Landes pro Kopf, die Lebenserwartung als Indikator für Gesundheit und den Bildungsstand als Zusammensetzung von Alphabetisierung und Gesamteinschulungsrate. Der Idealwert ist 1,0. 

Der „Index der menschlichen Entwicklung“ lag für die Industrieländer 1997 im Mittelwert bei 0,910, für Schwarzafrika bei 0,380.

Die objektivierten Fakten für die in ihrer Gesamtheit bewerteten Lebensumstände ergeben sich für das Jahr 2002 aus nachfolgender Tabelle:

Human Development Index 2002
 

Platz Land 

HDI 


Platz Land 

HDI

1 Norwegen 

0,942 


...

2 Schweden 

0,941 


154 Senegal 

0,431

3 Kanada 

0,940 


155 Kongo 

0,431

4 Belgien 

0,939 


156 Elfenbeinküste 
0,428

5 Australien 

0,939 


157 Eritrea 

0,421

6 USA 


0,939 


158 Benin 

0,420

7 Island 

0,936 


159 Guinea

 0,414

8 Niederlande 

0,935 


160 Gambia 

0,405

9 Japan
 

0,933 


161 Angola 

0,403

10 Finnland 

0,930 


162 Ruanda 

0,403

11 Schweiz 

0,928 


163 Malawi 

0,400

12 Frankreich 

0,928 


164 Mali 

0,386

13 Großbritannien 
0,928 


165 Zentralafrikan.Rep. 
0,375

14 Dänemark 

0,926 


166 Tschad 

0,365

15 Österreich 

0,926 


167 Guinea-Bissau 
0,349

16 Luxemburg 

0,925 


168 Äthiopien 

0,327

17 Deutschland 

0,925 


169 Burkina Faso 
0,325

18 Irland 

0,925 


170 Mozambique 
0,322

19 Neuseeland 

0,917 


171 Burundi 

0,313

20 Italien 

0,913 


172 Niger 

0,277

... 





173 Sierra Leone 
0,275

Zurzeit liegen die Rechte der Publikation beim Toro-Verlag Hamburg (www.toro-verlag.de), wo sie in der Version von 2001 (ohne die neu hinzugefügten Kapitel über weibliche Genitalbeschneidungen und Kindersoldaten) bezogen werden kann.

Der vollständige Text wird ins Netz gestellt werden, wenn der Toro-Verlag die Arbeit mangels Nachfrage – auch die (meist beamteten) Lehrer horten ihr Geld und bestellen kaum noch Materialien für den Unterricht - nicht mehr verlegen sollte.
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